
Reinigungsleistungen als 
Bauleistungen
Bereits vor einigen Jahren wurde für 
den Bereich der Bauleistungen das 
sogenannte Reverse-Charge-System 
eingeführt, um Umsatzsteuerbetrü-
gereien durch Subunternehmer zu 
verhindern. Wenn der Leistungsemp-
fänger Unternehmer ist und üblicher-
weise selbst Bauleistungen erbringt 
(zB Baumeister) oder seinerseits mit 
der Erbringung von Bauleistungen be-
auft ragt ist, wird die auf einen Umsatz 
entfallende Umsatzsteuer nicht – wie 
sonst üblich – vom Leistungserbringer 
geschuldet, sondern vom Empfänger 
der Leistung. Dieser kann sich die ge-
schuldete Umsatzsteuer gleich wieder 
als Vorsteuer abziehen, sodass dem 
Fiskus keine Schaden durch nichtge-
zahlte Umsatzsteuern entstehen kann. 
Aufgrund des Erfolges dieses Systems 
wurde es mitt lerweile auch auf andere 
Bereiche ausgedehnt.

Ab 1. Jänner 2011 wurde nun die De-
fi nition des Begriff es Bauleistung er-
weitert. Waren bislang Bauleistungen 
nur solche Leistungen, die der Her-
stellung, Instandsetzung, Instandhal-
tung, Änderung oder Beseitigung von 
Bauwerken dienen, fallen seit Jahres-
beginn auch Reinigungsleistungen 
unter diesen Begriff . Bauwerke sind 
nicht nur Gebäude, sondern sämtli-
che mit dem Erdboden verbundene 
oder infolge ihrer Schwere auf ihm 
ruhende Anlagen (somit sämtliche 
Hoch-, Tiefb auten und Anlagen, wie 
zB Kraft werke oder Silos), aber auch 
Fenster, Türen Heizungsanlagen oder 
Einrichtungsgegenstände, die mit dem 
Gebäude fest verbunden sind. 
Durch die Aufnahme des Wortes „Rei-
nigung“ in den Gesetzestext wurde 
die Bauleistungsregelung auf einen 
relativ großen Dienstleistungssektor 
ausgedehnt. Wie bisher sind davon 
auch Personalleasingfi rmen betroff en, 
deren Arbeitskräft e zur Ausführung 
entsprechender Arbeiten überlassen 
werden.

Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen
Es gibt ab 2011 Erleichterungen für 
kleinere Unternehmer bei der Mel-
dung und der Entrichtung der Um-
satzsteuer. Wer im Vorjahr nämlich 
nicht mehr als € 100.000,-- umgesetzt 
hat, braucht ab 2011 nur mehr einmal 
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Ausblick auf 2011: Welche Neuerungen kommen?

Mit Jahresbeginn 2011 sind einige Än-
derungen im Bereich der Umsatzsteuer 
in Kraft  getreten, die einerseits Vor-
steuerbetrügereien im Bereich des Bau-
gewerbes weiter einschränken sollen, 
andererseits erfreuliche Erleichterungen 
für kleinere Unternehmer bringen.

Änderungen bei 
der Umsatzsteuer

Fälligkeiten und Termine 
der wichtigsten Abgaben:
15. April 2011

Umsatzsteuer, Flugabgabe für 2/2011
LSt, DB, DZ für 3/2011
Kommunalsteuer für 3/2011
KESt, NoVA und Werbeabgabe für 
2/2011
Energie- und Fremdenverkehrsab-
gabe, Versicherungs- und Feuer-
schutzsteuer, Gebühren für 2/2011

2. Mai 2011
ZM für 3/2011 bzw 1–3/2011
Stabilitätsabgabe für 4–6/2011

16. Mai 2011
Umsatzsteuer für 3/2011 bzw 
1–3/2011
Abgabe der ESt-Erklärung 2010 
für DN
LSt, DB, DZ für 4/2011
Kommunalsteuer für 4/2011
Altlastenbeitrag, Kraft fahrzeug-
steuer für 1–3/2011
KESt, NoVA für 3/2011
Energie- und Flugabgaben, Gebüh-
ren, Gesellschaft steuer, Versiche-
rungs und Feuerschutzsteuer für 
3/2011
Kammerumlage für 1–3/2011
Grundsteuer, Bodenwertabgabe 
und Beiträge von luf Betrieben 
für 4–6/2011
ESt-VZ und KöSt-VZ für 4–6/2011

31. Mai 2011
ZM für 4/2011

15. Juni 2011
Umsatzsteuer, Flugabgabe für 
4/2011
LSt, DB, DZ und Kommunalsteuer 
für 5/2011
KESt, NoVA für 4/2011
Energieabgaben, Gebühren, Versi-
cherungs- und Feuerschutzsteuer 
für 4/2011
Werbeabgabe für 4/2011

30. Juni 2011
ZM für 5/2011

Aus dem Inhalt:



STEUERRECHT

im Quartal Umsatzsteuer zu melden 
und zu entrichten. Dafür ist kein spe-
zieller Antrag erforderlich, es genügt, 
die Umsatzsteuer für die Monate Jän-
ner bis März 2011 bis 16. Mai 2011 zu 
melden und einzubezahlen. Entspre-
chend ist das 2. Quartal bis 16. August 
2011, das 3. Quartal bis 15. November 
2011 und das 4. Quartal bis 15. Feber 
2012 zu melden.
Wer lieber bei der monatlichen UVA 
bleibt, muss nur wie gewohnt den 
Jänner bis 15. März melden. Dann 
gilt die Monatsmeldung für das gan-
ze Jahr 2011. Ab 2012 kann man sich 
dann wieder neu entscheiden.
Aber kein Licht ohne Schatt en: Konnte 
man bisher bei einem Vorjahresumsatz 
von weniger als € 100.000,-- seine Um-
satzsteuer einfach durch Überweisung 
des Steuerbetrages mit entsprechender 
Verrechnungsanweisung dem Finanz-
amt melden, gilt diese Erleichterung ab 
2011 nur mehr bei Vorjahresumsätzen 
von maximal € 30.000,--. Alle anderen 
Unternehmer müssen dann Umsatz-
steuer-Voranmeldungen entweder via 
FinanzOnline oder – falls dies unzu-
mutbar ist – in Papierform einreichen.

Leistungsort bei sonstigen 
Leistungen
Zur Leistungsortbestimmung bei 
grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungen gegenüber anderen Unter-
nehmern gilt seit dem Vorjahr die 
Grundregel, dass diese Leistungen als 
an dem Ort ausgeführt gelten, an dem 
der Leistungsempfänger sein Unter-
nehmen betreibt. Wo der leistende 
Unternehmer tatsächlich tätig wird, 
ist belanglos. Von dieser Grundregel 
gibt es einige Ausnahmen, von denen 
mit Beginn 2011 eine weggefallen ist:
Kulturelle, künstlerische, wissen-
schaft liche, sportliche, unterhaltende 
oder ähnliche Leistungen, wie Leis-
tungen im Zusammenhang mit Mes-
sen und Ausstellungen galten nach 
bisheriger Rechtslage an dem Ort als 
ausgeführt, an dem der leistende Un-
ternehmer ausschließlich oder zum 
wesentlichen Teil tätig wird. Ab 1. 
Jänner 2011 gilt auch für diese Leis-
tungen die oben genannte Grund-
regel. Der tatsächliche Ort der Leis-
tungserbringung ist dann nur mehr 
für Umsätze mit Nichtunternehmern 
von Bedeutung.

Vorsicht ist allerdings dann geboten, 
wenn die Leistung primär in der ent-
geltlichen Gewährung des Rechts auf 
Eintritt  zu einer Veranstaltung besteht. 
Dann nämlich gilt als Leistungsort je-
ner Ort, an dem die Veranstaltung tat-
sächlich statt fi ndet.
Unter den Begriff  der Eintritt sberech-
tigung fallen insbesondere

das Recht auf Eintritt  zu Vorfüh-
rungen, Theaterauff ührungen, Zir-
kusveranstaltungen, Messen, Un-
terhaltungsprogrammen, Konzer-
ten, Ausstellungen und ähnlichen 
kulturellen Veranstaltungen, 
das Recht auf Eintritt  zu Sportver-
anstaltungen wie einem Spiel oder 
einem Wett kampf,
das Recht auf Eintritt  zu bzw Teil-
nahme an Veranstaltungen auf 
dem Gebiet des Unterrichts oder 
der Wissenschaft , wie Konferenzen 
und Seminaren.

Tipp:

Lagen Ihre Umsätze im Jahr 
2010 unter € 100.000,-- müssen 
Sie heuer nur mehr einmal pro 
Quartal eine Umsatzsteuervoran-
meldung abgeben. Die Umsatz-
steuer für die Monate Jänner bis 
März 2011 ist daher erst bis 16. 
Mai 2011 zu melden und zu ent-
richten.
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Man unterscheidet im Bereich der 
Einkommensteuer grundsätzlich zwei 
Arten der pauschalen Gewinner-
mitt lung: die Gewinn- bzw Vollpau-
schalierung und die Betriebsausga-
ben- bzw Teilpauschalierung. Bei der 
Vollpauschalierung ergibt sich der 
Gewinn aus Prozentsätzen vom Ein-
heitswert oder Umsatz bzw wird aus 
anderen Betriebsmerkmalen abgelei-
tet. Bei der Teilpauschalierung wer-
den die Betriebsausgaben als Prozent-
satz vom Umsatz ermitt elt, weshalb 
nur die Einnahmen entsprechend auf-
zuzeichnen sind. 
Bei Einkünft en aus Land- und Forst-
wirtschaft  gibt es sowohl eine Teil- als 
auch eine Vollpauschalierung. Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme der 
Pauschalierung ist, dass weder eine 
Buchführungspfl icht besteht noch 
freiwillig Bücher geführt werden. Die 
Zuordnung eines Betriebes zur Voll- 
oder Teilpauschalierung richtet sich 
nach dem Einheitswert zum 31. De-
zember eines Jahres. 

Vollpauschalierung
Wird die Einheitswertgrenze von nun-
mehr € 100.000,-- (bisher € 65.000,--) 
nicht überschritt en, ist ab Beginn des 
Folgejahres die Vollpauschalierung 
anzuwenden. Dazu darf allerdings 
keine sozialversicherungsrechtliche 
Beitragsgrundlagenoption ausgeführt 
worden sein. Es wird – wie bisher – 
der Gewinn grundsätzlich mit einem 
Durchschnitt ssatz von 39% des Ein-
heitswertes angenommen. 
Die Grenze für den Forstanteil am 
Einheitswert ist ebenfalls gleich ge-
blieben. Übersteigt der Forsteinheits-
wert € 11.000,--, sind die Betriebsein-
nahmen aufzuzeichnen und es kön-
nen pauschale Betriebsausgaben 
abgezogen werden. So können zB bei 
Selbstschlägerung und einer Minde-
rungszahl von 69 bis 100 bzw einer 
Wertziff er von 1 bis 5 50% der Einnah-
men als Betriebsausgabenpauschale 
abgezogen werden.
Der Gewinn aus Weinbau ist bei einer 
weinbaulich genutzten Fläche von 
über 60 Ar, gesondert durch Einnah-
men-Ausgaben-Rechnung zu ermit-
teln. Die Betriebsausgaben betragen 
70% der Betriebseinnahmen, mindes-
tens aber € 4.400,-- je Hektar weinbau-
lich genutzter Fläche. 

Pauschalierungs-
verordnung für 
Land- und Forst-
wirte – ein Weih-
nachtsgeschenk?

Noch schnell zum Jahreswechsel, hat 
der Finanzminister die lang erwar-
tete Pauschalierungsverordnung für 
die Land- und Forstwirtschaft  für die 
Jahre 2011 – 2015 erlassen. Kritische 
Stimmen haben angenommen, dass es 
sich bei der neuen Verordnung um ein 
Weihnachtsgeschenk für Landwirte mit 
dem Prädikat „Steuerfreiheit“ handeln 
muss. Doch was hat sich tatsächlich 
durch die Verordnung für die Steuer-
pfl ichtigen geändert, bzw welche Land-
wirte profi tieren davon?
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Der Gewinn aus Gartenbau ist eben-
falls durch Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung zu ermitt eln, wobei bei 
Endverkaufsbetrieben ein Betriebs-
ausgabenpauschale in Höhe von 70% 
plus der Lohnaufwand bis zur Höhe 
der Betriebseinnahmen abgezogen 
wird. Bei Gärtnereibetrieben, die 
ausschließlich an Wiederverkäufer 
liefern, gelten unverändert fl ächenab-
hängige Durchschnitt ssätze.
Mit der pauschalen Gewinnermitt lung 
sind nur regelmäßig in einem land- 
und forstwirtschaft lichen (luf) Betrieb 
anfallende Rechtsgeschäft e abpau-
schaliert. Nicht abpauschaliert sind 
zB die Aufgabe oder Einräumung von 
Rechten, Pachterlöse einschließlich 
Jagdpachterlöse, Entschädigungen 
für Ertragsausfälle und Wirtschaft s-
erschwernisse, Nebenerwerbe oder 
Wald-verkäufe. Bei der Veräußerung 
von forstwirtschaft lich genutzten 
Flächen kann der Gewinn mit 35% 
des auf Grund und Boden, stehendes 
Holz und Jagdrecht entfallenden Ver-
äußerungserlöses angenommen wer-
den, sofern der Veräußerungserlös 
im Kalenderjahr € 250.000,-- (bisher 
€ 220.000,--) nicht übersteigt.
Der Gewinn aus Nebenerwerben, aus 
dem Be- und Verarbeiten von eige-
nen und zugekauft en Urprodukten, 
sowie aus dem Almausschank ist 
durch Einnahmen-Ausgaben-Rech-
nung gesondert zu ermitt eln. Als luf  
Nebenerwerb werden Nebentätig-
keiten defi niert, die nach ihrer wirt-
schaft lichen Zweckbestimmung dem 
landwirtschaft lichen Hauptbetrieb zu 
dienen bestimmt sind und im Verhält-
nis wirtschaft lich untergeordnet sind. 
Dies ist ohne Nachweis anzuerkennen, 
wenn die land- und forstwirtschaft -
lich genutzte Fläche mindestens 5 ha 
(Weinbau und Gartenbau mindes-
tens 1 ha) beträgt und die jährlichen 
Einnahmen aus der Nebentätigkeit 
€ 33.000,-- inkl Umsatzsteuer (bisher 
€ 24.000,-- ) nicht übersteigen. In die-
se € 33.000,-- Grenze sind jedoch auch 
die Einnahmen aus der be- und ver-
arbeitenden Urproduktion und der 
Almausschank einzurechnen. Nicht 
auf diese Grenze sind die Einnahmen 
aus bäuerlicher Nachbarschaft shilfe 
und aus der Zimmervermietung mit 
Frühstück im Ausmaß von höchstens 
10 Bett en anzurechnen. 
Bei der Gewinnermitt lung aus luf 
Nebenerwerben darf durch das Ab-
setzen von zurechenbaren Ausgaben 

kein Verlust im Rahmen der Einnah-
men-Ausgaben-Rechnung entstehen. 
Die Betriebsausgaben können bei der 
oben beschriebenen Zimmervermie-
tung mit 50% der Einnahmen ange-
setzt werden (Achtung: mehr als 10 
Bett en sind gewerbliche Vermietung, 
Vermietung ohne Frühstück zählt zu 
den Einkünft en aus Vermietung und 
Verpachtung). Wird beim luf Neben-
erwerb das Entgelt überwiegend für 
die Bereitstellung von Fahrzeugen, 
Maschinen und Geräten gegenüber 
Nichtlandwirten bezogen, können 
50% als pauschale Betriebsausgaben 
angesetzt werden. Bei der Ermitt lung 
des Gewinnes aus Be- und Verarbei-
tung von Urprodukten und der Alm-
ausschank sind die Betriebsausgaben 
mit 70% der Einnahmen anzusetzen. 
Nicht in die € 33.000-- Grenze sind 
die Umsätze aus einer Mostbuschen-
schank einzubeziehen, obwohl die 
Einnahmen gesondert aufgezeichnet 
werden müssen und die Ausgaben 
mit 70% der Einnahmen pauschaliert 
sind. 

Teilpauschalierung
Für Betriebe mit einem Einheitswert 
zwischen € 100.000,-- und € 150.000,--, 
mit einem Einheitswert von bis zu 
€ 100.000,-- mit beantragter Teilpau-
schalierung und für Betriebe, die die 
Beitragsgrundlagenoption bei der SV 
der Bauern gewählt haben, besteht die 
Möglichkeit einer Teilpauschalierung. 
Der Gewinn des Betriebes ist durch 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung zu 
ermitt eln und die Betriebsausgaben 
sind mit 70% der Betriebseinnahmen 
anzusetzen. Die Gewinnermitt lung für 
Weinbau und Buschenschank, Alm-
ausschank, Gärtnereibetriebe, luf Ne-
benerwerbe, Be- und Verarbeitung von 
Urprodukten sowie die Gewinnermitt -
lung aus forstwirtschaft lich genutzten 
Flächen von über € 11.000,-- Einheits-
wert erfolgt wie bei der Vollpauscha-
lierung.
So wie manche Betriebseinnahmen 
nicht abpauschaliert sind, gibt es zu-
sätzliche Aufwendungen, die geson-
dert abgesetzt werden können. Das 
Gesamtergebnis darf durch diese 
Aufwendungen aber nicht negativ 
werden. Darunter fallen Ausgedinge-
lasten, Beiträge an die Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern, Schuldzinsen 
und Pachtzinse, wobei ab 1.1.2011 der 
Abzug der bezahlten Pachtzinse 25% 
des auf die zugepachteten Flächen 

entfallenden Einheitswertes nicht 
mehr übersteigen darf. 
Insgesamt darf durch den Abzug die-
ser Beträge kein Verlust aus der luf Tä-
tigkeit entstehen. Weiters können ab 
2011 außergewöhnliche Ernteausfälle 
und Viehverluste, zum Beispiel durch 
Dürre, Hagel oder Überschwemmung 
steuerlich nicht mehr berücksichtigt 
werden. 
Die neue Pauschalierungsverordnung 
ist somit als Gesamtpaket gesehen 
nicht wirklich ein Weihnachtsge-
schenk. Die Anhebung der Einheits-
wertgrenze ist jedoch ein erster Schritt  
dahin, die strukturelle Entwicklung 
der land- und forstwirtschaft lichen 
Betriebe auch steuerrechtlich zu wür-
digen, da die bewirtschaft eten Flä-
chen pro Betrieb in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen haben.

Tipp:

Vor jeder größeren Investition 
in einem luf Betrieb sollte über-
legt werden, zur Regelbesteu-
erung im Bereich der Umsatz-
steuer zu optieren. Diese Option 
kann unabhängig von der ein-
kommensteuerlichen Pauschalie-
rungsverordnung durchgeführt 
werden. Es ist jedoch zu beach-
ten, dass eine Bindungswirkung 
von 5 Kalenderjahren besteht, 
und der Antrag bis spätestens 
Ende des ersten Veranlagungs-
zeitraumes, in dem die regelbe-
steuerung durchgeführt werden 
soll, beim Finanzamt eingelangt 
sein muss.

Offenlegung von 
Jahresabschlüssen

Wer mit der Off enlegung von Jahres-
abschlüssen säumig ist, muss ab 2011 
mit einem strengen Vorgehen der Justiz 
rechnen. Selbst kurze Überschreitungen 
der gesetzlichen Fristen werden künft ig 
mit sofortigen Zwangsstrafen geahn-
det. Die bislang erforderliche Mahnung 
ist nicht mehr notwendig.

Das Unternehmensgesetzbuch (UGB) 
bestimmt, dass die Jahresabschlüsse 
von Kapitalgesellschaft en spätestens 
neun Monate nach dem Bilanzstich-
tag beim Firmenbuchgericht zur Of-
fenlegung einzureichen sind. Wurde 
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Tipp:

Jahresabschlüsse, die vor dem 
1. März 2011 offengelegt werden 
müssen, unbedingt bis spätestens 
28. Feber 2011 an das Firmen-
buch senden, da sonst mindes-
tens € 700,-- Zwangsstrafe zu 
bezahlen sind!

Mit dieser praktischen Einrichtung 
im Finanzstrafrecht sind Vorteile für 
beide Seiten – den Fiskus und den 
Steuersünder – verbunden. Der Staat 
verzichtet zwar auf seinen Strafan-
spruch gegenüber dem Täter, erspart 
sich aber die Durchführung eines 
aufwendigen Verfahrens mit unge-
wissem Ausgang und erhält trotzdem 
die geschuldete Steuer. Zudem erhält 
der Fiskus auf diese Art Geld von 
reuigen Steuersündern, die er sonst 
möglicherweise nie erwischt hätt e. 
Für den Steuerpfl ichtigen besteht der 
off enkundige Vorteil darin, dass er 
trotz begangener Straft at fi nanzstraf-
rechtlich dafür nicht mehr belangt 
werden kann und nur die Steuern zu 
bezahlen hat, die bei korrekter Abfuhr 
ohnedies hätt e bezahlen müssen. Eine 
klassische Win-win-Situation also.
Damit einer Selbstanzeige aber auch 
strafb efreiende Wirkung zukommt, 
müssen vor allem zwei Dinge beach-
tet werden:

1. Off enlegung des Sachverhaltes
War mit dem Vergehen eine Abgaben-
verkürzung verbunden, müssen dem 
Finanzamt alle Umstände und Tatsa-
chen off engelegt werden, die für die 
Feststellung der Verkürzung bzw des 
Ausfalles von Abgaben bedeutsam 
sind. Der Anzeiger muss den Sachver-
halt so klar darlegen, dass die Finanz-
behörde ohne weiteren Ermitt lungs-
aufwand das Ausmaß der Abgaben-
verkürzung feststellen und die Abga-
be entsprechend festsetzen kann.

2. Entrichtung der Abgaben
In weiterer Folge müssen die verkürz-
ten Abgaben auch entrichtet werden. 
Dafür steht seit 1. Jänner 2011 eine 
Frist von einem Monat zur Verfü-
gung. Diese Frist beginnt bei Selbstbe-
messungsabgaben (zB Umsatzsteuer 
und Lohnsteuer) mit der Selbstanzei-
ge zu laufen, bei allen anderen Abga-
ben mit dem Tag der Bekanntgabe des 
geschuldeten Betrages durch das Fi-
nanzamt. Wer innerhalb dieser Frist 
nicht bezahlen kann, muss rechtzeitig 
eine Zahlungserleichterung (Stun-
dung oder Ratenzahlung) beantragen. 
In diesem Fall muss die Schuld aber in 
spätestens zwei Jahren abgezahlt sein, 
da sonst die strafb efreiende Wirkung 
verloren geht.

Selbstanzeigen 
können Strafen 
verhindern

Als eine der ersten Maßnahmen zur 
Budgetsanierung hatt e der Finanz-
minister schon vor rund einem halb-
en Jahr angekündigt, verstärkt gegen 
Steuersünder vorgehen zu wollen. In 
der Folge wurden dann das Betrugs-
bekämpfungsgesetz beschlossen und 
einige Bestimmungen im Finanzstraf-
gesetz verschärft . Jedoch gibt es eine 
Möglichkeit, trotz bereits begangenen 
Steuervergehens straff rei zu bleiben: 
die Selbstanzeige.

diese Frist nicht eingehalten, so haben 
die Firmenbuchgerichte bislang die 
Einleitung eines Zwangsstrafverfah-
rens angedroht und eine Nachfrist zur 
Übermitt lung der Unterlagen gesetzt. 
Bei ungenütztem Verstreichen die-
ser Frist wurde unter Setzung einer 
weiteren Frist eine konkrete Zwangs-
strafe in Aussicht gestellt und erst bei 
Verstreichen der Frist auch tatsächlich 
verhängt.
Dieses etwas zahnlose Instrumenta-
rium der Justiz hat sich anscheinend 
auf die Off enlegungsfreudigkeit der 
Gesellschaft en ausgewirkt. Angeblich 
hat in der Vergangenheit nicht einmal 
die Hälft e der off enlegungspfl ichtigen 
Unternehmen die gesetzlichen Fristen 
eingehalten.
Doch das soll sich in Hinkunft  än-
dern. Eine Änderung im UBG sieht 
vor, dass von nun an ohne weiteres 
Verfahren eine Zwangsstrafe von 
€ 700,-- zu verhängen ist, wenn die Of-
fenlegung nicht spätestens am letzten 
Tag der Off enlegungsfrist erfolgt ist. 
Das bedeutet, dass eine vorangehende 
Mahnung nicht mehr erforderlich ist, 
und jede auch noch so kurze Fristü-
berschreitung zur Festsetzung einer 
Zwangsstrafe führen wird. Die Strafe 
kann gegen alle Geschäft sführer bzw 
Vorstandsmitglieder und gleichzei-
tig auch gegen die Gesellschaft  selbst 
verhängt werden.
Die Zwangsstrafe kann zwar mitt els 
Einspruchs bekämpft  werden, aller-
dings muss man beweisen, dass man 
an der rechtzeitigen Off enlegung 
durch ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis gehindert 

war. Außerdem kann im darauff ol-
genden Verfahren die Strafe auf bis zu 
€ 3.600,-- ansteigen.
Die Neuregelung gilt zwar bereits ab 
1. Jänner 2011, für alte Fälle wurde 
jedoch eine kurze „Schonfrist“ vor-
gesehen. Hat eine Off enlegungsfrist 
vor dem 1. März 2011 geendet, so 
wird die neue Zwangsstrafe erst ver-
hängt, wenn die Off enlegung nicht bis 
28. Feber 2011 erfolgt.
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Weitere wesentliche Ände-
rungen, ab 1. Jänner 2011:

Anzeige an beliebiges Finanzamt:
Selbstanzeigen können mit strafb e-
freiender Wirkung bei jedem belie-
bigen Finanzamt eingebracht werden. 
Bislang musste dies beim sachlich zu-
ständigen Finanzamt geschehen. Hat-
te man bisher die Selbstanzeige beim 
falschen Finanzamt eingebracht, gab 
es keine Strafb efreiung. Im Gegenteil: 
Man hatt e der Behörde ein Geständ-
nis samt Darlegung aller Fakten quasi 
auf dem Silbertablett  präsentiert.

Straff reiheit nur bei tatsächlicher Scha-
denswiedergutmachung
In Hinkunft  soll eine Selbstanzeige nur 
dann strafb efreiende Wirkung haben, 
wenn der verkürzte Abgabenbetrag 
tatsächlich beglichen wird. Wird also 
in Hinkunft  eine Abgabe, die Gegen-
stand einer Selbstanzeige war etwa in-
folge einer Insolvenz oder eines Sanie-
rungsverfahrens nicht tatsächlich ent-
richtet, entfällt hinsichtlich des nicht 
entrichteten Betrages die strafb efrei-
ende Wirkung der Selbstanzeige. Dies 
gilt auch dann, wenn eine Abgaben-
zahlung vor einer Konkurseröff nung 
im Rahmen der Konkursabwicklung 
angefochten wird und in der Folge 
zurückbezahlt werden muss.

Täternennung bei Selbstanzeigen 
Der Gesetzgeber stellt – als Reaktion 
auf die Rechtsprechung – nun klar, 
dass eine Selbstanzeige nur für denje-
nigen gilt, der die Selbstanzeige ein-
bringt bzw für die Personen wirkt, die 
in der Selbstanzeige defi nitiv genannt 
werden. 

Wiederholte Selbstanzeigen
Werden in Hinkunft  über denselben 
Abgabenanspruch weitere strafb e-
freiende Selbstanzeigen eingebracht, 
dann erhöht sich die Abgabenschuld 
um 25%. Dies gilt für alle Abgaben 
außer für Vorauszahlungen an Um-
satzsteuern und Einkommen- bzw 
Körperschaft steuern.

Änderungen im 
Arbeitsrecht ab 
2011

Neuerungen bei der Alters-
teilzeit

a) Änderungen beim Antritt salter 
sowie bei der Maximaldauer

Das „Altersteilzeitgeld“ wird ab 
1. 1. 2011 generell für Frauen zuste-
hen, die das 53. Lebensjahr vollendet 
haben (also mindestens 53 Jahre alt 
sind) und für Männer, die das 58. Le-
bensjahr vollendet haben (also min-
destens 58 Jahre alt sind).
Die Übergangsbestimmung in § 82 
Abs 2 AlVG, welche ein kontinuier-
liches Ansteigen des Antritt salters 
für die Altersteilzeit vorsah, wurde 
ersatzlos gestrichen, sodass das nun-
mehr gültige Antritt salter wohl – zu-
mindest in den nächsten Jahren – als 
„endgültig“ gewertet werden darf.

b) Änderungen in Bezug auf die 
Höhe des Altersteilzeitgeldes

Die Höhe der Förderung „Altersteil-
zeitgeld“ im Falle der „geblockten Al-
tersteilzeit“ wird mit Wirkung ab 1. 1. 
2011 von 55% auf 50% abgesenkt wer-
den (nur für Verträge mit Laufzeitbe-
ginn ab 1. 1. 2011).

Änderungen im Arbeitsver-
fassungsgesetz

a) Passives Wahlrecht zum Betriebsrat
Das Wahlalter für das passive Wahl-
recht zum Betriebsrat wird auf das 
vollendete 18. Lebensjahr herabge-
setzt (bisher: vollendetes 19. Lebens-
jahr).

b) Betriebsratsbeschlüsse im „Um-
laufwege“
Durch diese Regelung werden im 
Umlaufweg gefasste Betriebsrats-
beschlüsse für zulässig erklärt. 
Der schrift lichen Stimmabgabe 

Im Bereich Arbeitsrecht gibt es im Jahr 
2011 in einigen Gesetzen wichtige Än-
derungen. Diese werden im Folgenden 
überblicksweise dargestellt. 

gleichgesetzt wird die fernmünd-
liche Stimmabgabe oder ver-
gleichbare Formen der Beschluss-
fassung, etwa die Stimmabgabe 
per E-Mail. 
Weiters wird eine Pfl icht des Be-
triebsvorsitzenden zur Doku-
mentation der Beschlussfassung 
festgeschrieben. 
Diese Bestimmung trägt somit den 
Anforderungen einer fl exiblen 
Aufgabenwahrnehmung durch 
das Kollegialorgan Betriebsrat im 
Weg der Nutzung moderner Kom-
munikationsmitt el Rechnung. 
Die Bestimmung ist § 92 Abs 3 Ak-
tiengesetz nachgebildet.

c) Gewinnbeteiligungen, Umsatz-
boni, Jahresprämien

Mit Wirkung ab 1. 1. 2011 können 
derartige Regelungen über eine Be-
triebsvereinbarung getroff en werden, 
müssen aber nicht mehr zwingend  
(= fakultative Betriebsvereinbarung). 
Dadurch ist auch die „Schiene“ über 
die Einzelvereinbarung in diesen Fäl-
len nun wieder möglich.

d) Betriebsurlaube
Betriebsurlaube können – entgegen 
der ursprünglichen Absicht – ab 1. 
1. 2011 nicht in Form einer „fakulta-
tiven Betriebsvereinbarung“ geregelt 
werden, sondern nur so – wie bisher 
– über die entsprechenden Einzelver-
einbarungen.

e) Anfechtung von Kündigungen 
und Entlassungen
Die in § 105 Abs 1 vorgesehene 
Frist für die Verständigung des 
Betriebsrates von der Kündi-
gungsabsicht wurde verändert.
Anstelle von (in der Auslegung-
spraxis immer stritt igen) fünf 
Arbeitstagen hat der Betriebsrat 
nunmehr eine Woche zur Bera-
tung über eine geplante Arbeitge-
berkündigung Zeit.
Ältere Arbeitnehmer, die vom Ar-
beitgeber gekündigt (oder entlas-
sen) werden, können eine Kündi-
gung (aber auch eine Entlassung, 
wenn kein Entlassungsgrund vor-
liegt) als sozialwidrig anfechten, 
wobei das Lebensalter und die 
damit verbundene erschwerte Ver-
mitt elbarkeit als „erschwerend“ 
einzustufen sind.
Bis dato gab es eine Regelung, 
wonach bei „Bonus-Berechtigten“ 
die „Erschwernis Lebensalter“ erst 

Sozial- und Arbeitsrecht
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Feststellung der begünstigten 
Behinderteneigenschaft  inner-
halb dieser sechs Monate als Folge 
eines Arbeits- oder Wegunfalls.

Rechtslage für Eintritt e ab dem 1.1. 
2011:
Innerhalb der ersten vier Jahre ab 
dem Eintritt  besteht kein „besonderer 
Kündigungsschutz“, auch wenn der 
Status einer begünstigt behinderten 
Person vorliegt.
Ausnahmen: Kündigungsschutz ist 
bereits innerhalb von sechs Monaten 
ab dem Eintritt  möglich, wenn:

der Arbeitsplatzwechsel innerhalb 
eines Konzerns oder
die Feststellung der begünstigten 
Behinderteneigenschaft  innerhalb 
dieser sechs Monate als Folge eines 
Arbeits- oder Wegunfalls erfolgt.
Kündigungsschutz ist erst nach 
sechs Monaten ab dem Eintritt  
möglich, jedoch noch vor Ablauf 
der vier Jahre, wenn:

die Feststellung der begünstigten Be-
hinderteneigenschaft  innerhalb der 
vier Jahre als Folge einer „Krankheit 
bzw eines Unglücksfalls“ (Kündi-
gungsschutz wird frühestens nach 
sechsmonatiger Beschäft igung wirk-
sam) erfolgt.

Betriebsgröße Höhe der Ausgleichstaxe für das Jahr 2011
Arbeitgeber, die weniger als 100 Dienst-
nehmer beschäft igen

€ 226,-- pro begünstigte Person, die 
nicht eingestellt wurde

Arbeitgeber, die 100 bis 399 Dienstneh-
mer beschäft igen

€ 316,-- pro begünstigte Person, die 
nicht eingestellt wurde

Arbeitgeber, die 400 oder mehr Dienst-
nehmer beschäft igen

€ 336,-- pro begünstigte Person, die 
nicht eingestellt wurde

nach einer zweĳ ährigen Beschäf-
tigungsdauer im Zuge der Sozi-
alwidrigkeitsanfechtung Berück-
sichtigung fi nden darf.
Da der „Bonus“ im Herbst 2009 
weggefallen ist, kommt es mit Wir-
kung ab 1. 1. 2011 zu einer „neu-
tralen Formulierung“ im Gesetz, 
wonach bei Personen, die beim 
Eintritt  50 Jahre oder älter sind, 
die „Erschwernis Lebensalter“ erst 
nach einer zweĳ ährigen Beschäf-
tigungsdauer bei der Sozialwid-
rigkeitsanfechtung ins Gewicht 
fallen darf.
Die Anfechtungsfristen in Bezug 
auf Kündigungen oder Entlas-
sungen (wegen Sozialwidrigkeit 
bzw wegen verpönten Motivs) 
werden aus Arbeitnehmersicht 
nun mit Wirksamkeit ab 1. 1. 2011 
von einer auf zwei Wochen ver-
doppelt.
Ist im Unternehmen ein Betriebs-
rat installiert und hat dieser der 
geplanten Kündigung ausdrück-
lich widersprochen, so hat der Be-
triebsrat selbst eine Woche Zeit, 
um eine Kündigung anzufechten. 

Änderungen des Behinder-
teneinstellungsgesetzes

a) Staatsbürgerschaft en – begüns-
tigte Behinderung

Ab 1. 1. 2011 können zusätzlich noch 
folgende Staatsangehörige die Zuge-
hörigkeit zum Kreis der begünstigt 
Behinderten beantragen:

Schweizer Staatsbürger und deren 
Familienangehörige,
Familienangehörige von Unions-
bürgern,
Dritt staatsangehörige, die in Ös-
terreich oder in einem anderen 
EU-Land ein Daueraufenthalts-
recht haben.

b) Kündigungsschutz – Änderungen
Rechtslage für Eintritt e vor dem 1.1. 
2011:
Innerhalb der ersten sechs Monate ab 
dem Eintritt  besteht kein „besonde-
rer Kündigungsschutz“, auch wenn 
der Status einer begünstigt behinder-
ten Person vorliegt.
Ausnahmen:

Arbeitsplatzwechsel innerhalb 
eines Konzerns oder

Eintritt e ab 1.1.2011 – Kündigungs-
schutz wegen einer Behinderung
Tritt  jemand als begünstigt behinderte 
Person ab 1.1.2011 in ein Arbeitsver-
hältnis ein, so besteht für die ersten 
4 Jahre der Beschäft igung kein Kündi-
gungsschutz (Ausnahme: begünstigt 
behinderter Arbeitnehmer wechselt 
innerhalb eines Konzerns den Arbeit-
geber).
Tritt  jemand ab 1. 1. 2011 in ein Ar-
beitsverhältnis als „nicht begünstigt 
behinderte Person“ (also „gesund“) 
ein, so kann bereits innerhalb der vier 
Jahre ein besonderer Kündigungs-
schutz gegeben sein, nämlich dann, 
wenn die Behinderungseigenschaft  im 
Laufe der Beschäft igung vom Bundes-
sozialamt festgestellt wird (innerhalb 
von sechs Monaten als Folge eines 
Arbeits- oder Wegunfalls, danach als 
Folge einer Krankheit oder eines Un-
glücksfalls).

c) Ausgleichstaxe mit Gültigkeit ab 
1.1.2011

Die neue Staff elung der Ausgleich-
staxe ist als „Begleitmaßnahme“ zur 
Lockerung des Kündigungsschutzes 
anzusehen.
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Erstellung von 
Budgets, die hal-
ten
Ein Budget ist ein Plan, der Ihre Ziele 
für 2011 in Zahlen fasst.  Der Nut-
zen besteht vor allem in der bewuss-
ten Auseinandersetzung mit Ihrem 
nächsten Geschäft sjahr. Man sagt: 
„Das Planen ist für die Steuerung des 
Unternehmens wichtiger als der Plan 
selbst.“
Ausgangsbasis für jedes gute Budget 
sind die Daten des Vorjahres. Daher 
sollten Sie so rasch wie möglich einen 
Überblick bekommen, wie das Jahr 
2010 gelaufen ist.
Danach stellt sich die Frage, was sich 
in Ihrem Geschäft  aufgrund Ihres der-
zeitigen Kenntnisstands im Jahr 2011 
ändern wird. Schreiben Sie daher ne-
ben Ihrer möglichst aussagekräft igen 
Saldenliste die erwarteten Preis- und 
Mengenveränderungen für das kom-
mende Jahr. Auf diese Weise ermitt eln 
Sie Ihr Prognoseergebnis. Schlüsseln 
Sie vor allem Ihren Umsatz auf und 
erstellen Sie hierfür ein für 2011 erwar-
tetes Mengengerüst auf (zB Anzahl 
Artikel je Gruppe zuzüglich Rohauf-
schlag oder Stunden mal möglichem 
Verrechnungssatz etc). Beispielsweise 
ist es gerade für einen Kleinstbetrieb 
mit vielleicht nur fünf Mitarbeitern 
wesentlich, wenn ein Dienstnehmer 

werden, machen Sie sich aber auch ein 
Bild, was die betreff ende Aktion ganz 
konkret bringen soll (wie viel Kun-
denkontakte, wie viel Mehrabschlüsse 
in welchem Zeitraum etc?).
So es Ihnen schwer fällt, bestimmte 
Werte treff sicher abzuleiten, setzen 
Sie eine Bandbreite an, sodass ein 
„best-case“ und „worst-case“-Ansatz 
entsteht. 
Setzen Sie sich ein oder zwei Stunden 
hin und gehen Sie Ihren vorläufi gen 
Abschluss 2010 durch, sodass Sie hi-
eraus wie beschrieben Ihr Budget 
2011, das somit auch halten soll, ent-
wickeln.

Finanzen und Betriebswirtschaft

im nächsten Jahr nicht oder nur zum 
Teil zur Verfügung steht (zB aufgrund 
Kündigung, Bundesheer, Kuraufent-
halt) – die Möglichkeit den Umsatz 
wie 2010 zu generieren ist in diesem 
Fall um vielleicht mehr als 15% einge-
schränkt. 
Eine Prognose ist aber noch lange kein 
Plan. Was sind Ihre Markt- und Un-
ternehmensziele für 2011? Wollen Sie 
Marktanteile gewinnen, ein neues Pro-
dukt entwickeln oder neue Mitarbei-
ter aufnehmen? Wohin wollen Sie Ihr 
Unternehmen in drei, fünf oder zehn 
Jahren entwickeln und was müssen Sie 
daher bereits 2011 in Angriff  nehmen? 
Verarbeiten Sie diese Daten so konkret 
wie möglich in Ihrem Plan. Vergessen 
Sie hierbei nicht Ihre Rechenannah-
men verbal zu erläutern, da Sie dann 
später noch wissen, wie Sie zu Ihren 
Ansätzen gekommen sind. Dokumen-
tieren Sie auch Ihre Nebenziele. Eine 
vielleicht von Ihnen neu geplante 
Marketingaktion kann meist von der 
Kostenseite sehr genau abgeschätzt 

Tipp:

Wenn Sie nun Ihre Planzahlen 
noch auf Monate oder Quartale 
herunterbrechen, können Sie mit 
den jeweiligen Istdaten im Jahr 
2011 Ihre Zielerreichung verglei-
chen und im Bedarfsfall gegen-
steuern.

Jahr 2010
IST

erwartete 
Preisänderungen

erwartete 
Mengenänderungen Prognosewert Zielveränderung Planwert

Betriebsleistung

Material

Fremdleistung

Rohertrag

Personal

Zwischenergebnis

Abschreibung

Übriger Aufwand

Betriebsergebnis

Finanzergebnis

Ergebnis der 
gewöhnlichen 
Geschäft stätigkeit



Medieninhaber und Herausgeber: dbv-Verlag, A-8010 Graz, Geidorfgürtel 20. Verlagspostamt: A-8010 Graz. Richtung/Blatt linie: Das Klientenmagazin gibt unabhän-
gige Information über Recht und Wirtschaft . Hersteller: dbv Druck-, Beratungs- und Verlagsges.m.b.H. Inhalt: Alle Angaben erfolgen nach sorgfältiger Prüfung, jedoch 
ohne Gewähr. Eine Haft ung des Verlages und der Autoren ist ausgeschlossen. 
Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf die geschlechtsspezifi sche Diff erenzierung, wie zB Künstler/In, verzichtet. Entsprechende Begriff e gelten im Sinne der 
Gleichbehandlung grundsätzlich für beide Geschlechter. Erscheinungsdatum: 20.1.2011; nächste Ausgabe: 22.4.2011. 

8

RECHT ALLGEMEINKLIENTEN
magazin

Das Namensrecht ist nicht nur höchst-
persönlich, sondern birgt auch ver-
mögensrechtliche Interessen an der 
Verwertung des Namens. Daher ist 
der Namensträger befugt, seinen Na-
men zu Werbezwecken, zur Kenn-
zeichnung von Waren, Werktitel, als 
Firma oder sonstwie im Geschäft sver-
kehr zur Nutzung freizugeben. Diese 
vermögensrechtlichen Interessen ge-
hen nicht notwendig mit dem Tod des 
Namensträgers unter. Der Namens-
träger kann daher auf sein Untersa-
gungsrecht aufgrund des „Schutz 
des Namens“ nach § 43 ABGB ver-
zichten und den Gebrauch seines Na-
mens einem anderen gestatt en. Die 
Rechtswidrigkeit des Gebrauchs eines 
fremden Namens oder eines fremden 
Kennzeichens wird von Gestatt ungs-
verträgen grundsätzlich beseitigt. 
Werden Gestatt ungsverträge unbe-
dingt und unbefristet abgeschlossen, 
sind diese nicht einseitig ohne beson-
deren Grund widerrufb ar. Als wich-
tiger Grund käme etwa eine Vertrags-
verletzung in Frage, durch welche die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
unzumutbar wäre.
Das gilt auch für solche Gestatt ungs-
verträge, wo die Nutzung des Na-
mens ohne Gegenleistung gestatt et 
wurde.

Recht Allgemein

Widerruf eines Namensnut-
zungsvertrags

Jeder Namensträger kann einen Dritt en 
befugen, seinen Namen zu bestimmten 
Zwecken zu gebrauchen. Solch eine 
Gestatt ung wirkt über den Tod des Na-
mensträgers hinaus und bindet auch 
seine Rechtnachfolger, weil der Ge-
statt ungsvertrag vermögensrechtliche 
Rechte und Pfl ichten verbrieft  (OGH 
17 Ob 2/10h).

Das Buch der 1991 verstorbenen Ma-
ria Treben „Gesundheit aus der Apo-
theke Gott es“ ist ein Bestseller und 
wurde über 10 Mio Mal verkauft .
Sie wies in diesem Buch darauf hin, 
dass sie keinen Kräuterversand be-
treibe und stellte 1982 einer deutschen 
Kräuterhandlung ein Empfehlungs-
schreiben aus. Ein Jahr später gestat-
tete sie diesem Unternehmen – ohne 
Befristung oder Bedingungen – den 
Wortlaut „Orig. Maria Treben‘s“ als 
eingetragenes Warenzeichen zu ver-
wenden. Dieses Unternehmen ver-
wendet dieses Schreiben in seinem 
Onlineshop sowie den Lebenslauf 
und ein Foto von Maria Treben.
1984 wurde in Österreich ein Unter-

nehmen gegründet, um den Vertrieb 
von Produkten unter dem Namen 
„Maria Treben“ auch nach deren Tod 
zu garantieren. Im Mai 1990 berech-
tigte Treben dieses Unternehmen, 
ihren Namen auch über ihren Tod 
hinaus zu verwenden und widerrief 
jedwede Erklärung aus der Vergan-
genheit. 
Der OGH sprach dazu aus, dass ein 
Namensgestatt ungsvertrag – wel-
cher ein Dauerschuldverhältnis ist 
– vermögensrechtliche Rechte und 

Pfl ichten regelt und daher auch den 
Rechtsnachfolger des gestatt enden 
Namensträgers bindet. Das österrei-
chische Unternehmen ist zwar kein 
Rechtsnachfolger Trebens, aber ihre 
Erklärung im Mai 1990 bezwecke, das 
österreichische Unternehmen exklu-
siv mit der Verwertung ihres Namens 
zu betrauen und damit vor dem Miss-
brauch ihres Namens zu schützen.

Wichtige Werte aus dem Steuer- und Sozialversicherungsrecht
Alleinverdienerabsetzbetrag 
(AVAB) 

ohne Kind 
mit einem Kind 
mit zwei Kindern 
für jedes weitere Kind zusätzlich 

Einkunftsgrenze (AVAB) für (Ehe-) 
Partner

mit Kind 
ohne Kind 

Erhöhter Pensionistenabsetzbetrag 
(Ersatz für AVAB ohne Kinder) 
ab 2011 
Einkunftsgrenze für Antragsteller 
Einkunftsgrenze für (Ehe-)Partner 

Kleinbetragsrechnung 
(brutto)

           — 
€ 494,-- 
€ 669,-- 
€ 220,-- 

€ 6.000,-- 
           — 

€ 764,-- 
€ 13.100,-- 
€ 2.200,-- 

€ 150,--

Sozialversicherung: 
HöchstbeitragsGL 2011

für Dienstnehmer (14x pa)
für Selbstständige (12x pa)

Geringfügigkeitsgrenze für
2011 pro Monat 
2011 täglich 

Pendlerpauschale ab 1.1.2011
„klein“ 20 – 40 km 
 40 – 60 km 
 über 60 km 
„groß“ 2 – 20 km 
 20 – 40 km 
 40 – 60 km 
 über 60 km 

Angemessenheitsgrenze Pkw

€ 4.200,--
€ 4.900,--

€ 374,02
€ 28,72

€ 696,--
€ 1.356,--
€ 2.016,--
€ 372,--
€ 1.476,--
€ 2.568,--
€ 3.672,--
€ 40.000,--

Zinssätze: (ab 13.5.2009)
Stundungszinsen  
Aussetzungszinsen  
Anspruchszinsen 
Basiszinssatz (pa) 
Sekundärmarktrendite 
Zinsersparnis Arbeit-
geberdarlehen  

Bausparprämie 2011
Pensionsvorsorgepr. 2011
Grenzwert Dienstgeberabgabe 2011 
mtl 
Veranlagungsfreibetrag 
Geringw Wirtschaftsgüter 
Amtliches Kilometergeld 
(seit 1.7.2008)

4,88% 
2,38% 
2,38% 
0,38% 

2,570% 

3,5% 
3,0% 
8,5% 

€  561,03 
€  730,-- 
€  400,-- 

0,42 km
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